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Eintritt eines Schadens am Frachtgut auf einem Seetransport: Vorausset-
zungen für die Haftung als Fixkostenspediteur; Darlegungslast des Ver-

senders für die schadenskausale Verletzung nicht-speditioneller Pflichten

Orientierungssatz

1. Ist einer Lager- und Umschlagsgesellschaft (Seehafenterminalbetreiberin) ein Versandauf-
trag über den Seetransport eines Mobilkrans erteilt worden, liegt keine Fixkostenabrede i.S.v.
§ 459 HGB vor, wenn ein Pauschalbetrag unter Einschluss der Kosten der Beförderung nach
der Auftragserteilung weder vereinbart noch in Rechnung gestellt worden ist, die Auftragser-
teilung vielmehr die einzelnen Kosten aufgliedert, die Umschlagskosten nennt und hinsichtlich
der Seefracht auf die Ratenvereinbarung zwischen dem Versender und der Reederei, die vom
Versender vorgegeben ist, verweist.(Rn.74)

2. Tritt auf der Seestrecke ein Schaden ein, haftet die Seehafenterminalbetreiberin auch
nicht aus §§ 461 Abs. 2, 454 HGB bzw. § 280 BGB i.V. mit einer Verletzung nicht-speditioneller
Pflichten, wenn der Versender eine für den Schaden kausale Pflichtverletzung nicht schlüssig
vorträgt.(Rn.79)

Verfahrensgang

anhängig Hanseatisches Oberlandesgericht Hamburg, 6 U 6/20

Tenor

1. Die Klage und die Widerklage werden abgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits und die Kosten der Nebeninterventionen
zu tragen.

3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstrecken-
den Betrags vorläufig vollstreckbar.

4. Der Streitwert wird auf 649.159,19 € festgesetzt.

Tatbestand
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1 Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Schadensersatz wegen eines Transportschadens bei
einem Seetransport in Anspruch und verlangt die Feststellung von Freistellungansprü-
chen.

2 Die in E. ansässige Klägerin stellt u.a. Mobil- und Teleskopkräne her. 2016 veräußerte sie
an die S. L. Company Ltd. einen Teleskop- Mobilkran des Typs L.. nebst Zubehör (Anlage
K 1). Vereinbart war die Incoterm DAP D./ S.- A..

3 Am 8. November 2016 erteilte die Klägerin der Beklagten - einer Lager- und Umschlags-
gesellschaft - einen Versandauftrag über den Transport des L.-Teleskop-Mobilkrans (An-
lage K 2). Im Eingangssatz heißt es:

4 „aufgrund unserer Absprache, sowie unserer aktuellen Ratenvereinbarung mit der
Reederei und des Umschlagsbetriebes erteilen wir Ihnen den Versandauftrag zu fol-
genden Konditionen: ....“

5 In Ziffer 3) des Auftrages heißt es dann weiter:

6 „Die Verschiffung ist bereits wie folgt gebucht (Reederei H.):
Schiff: G. C.
...

7 und in Ziffer 4):

8 Sie sorgen dafür, dass das/die Gerät/e kpl. unter Deck geladen, bzw. so gestaut wird/
werden, dass vollständiger Schutz vor Seewasser besteht. ....“.

9 Am 26. Dezember 2016 wurde der Kran auf Deck 5 der „G. C.“ von der Beklagten verla-
den und gesichert. Die „G. C.“ verließ H. noch am selben Tag mit Ziel G..

10 In der Deutschen Bucht verrutschte Ladung auf der G. C. bei schlechtem Wetter so stark,
dass die Fahrt nicht fortgesetzt werden konnte. Sie ankerte vor W. mit einer Schlagseite
von ca. 15°. Nachdem das Schiff aufgerichtet worden war, versegelte es am 31. Dezem-
ber 2016 nach B., wo die Ladung gelöscht wurde.

11 Mit Schreiben vom 3. Januar 2017 hielt die Klägerin die Beklagte für den auf dem See-
transport entstandenen Schaden haftbar (Anlage K 6); bis zum 28. August 2018 verzich-
tete die Beklagte nach einem Anschreiben der Prozessbevollmächtigten der Klägerin
(Anlage K 7) auf die Einrede der Verjährung.

12 Die Reederei H. G. Co. Ltd. - die Nebenintervenientin zu 3) - erklärte in der Folge die „Ha-
varie Grosse“ (Anlage K 3).

13 Die Klägerin als Ladungsbeteiligte unterzeichnete unter dem 31. Januar 2017 einen Ha-
varie-Grosse-Verpflichtungsschein (“A. Bond“) und die Z. Insurance plc Niederlassung
für Deutschland als Transportversicherer der Klägerin eine entsprechende Garantie (“A.
Guarantee“) (Anlage K 4).

14 Nachdem die Umweltbehörde der Stadt B1, die die auf dem Schiff befindliche Ladung
wegen der Verunreinigung mit Hydrauliköl als Abfall deklariert hatte, den Kran freigege-
ben hatte, wurde er im August 2017 zur Reparatur verbracht.
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15 Eine erste Schadensschätzung durch die B. & T. G. M. GmbH nach einer Besichtigung des
Krans am 17. März 2017 in B. gelangte zu einem Sachschaden von 512.472,60 Euro ge-
mäß einem ersten Kostenvoranschlag und geschätzten Transportkosten von 24.853,30
Euro.

16 Die Klägerin macht geltend, dass sie die Beklagte mit der Beförderung des Krans von
Hamburg nach D. nebst Hafenumschlag und Ladungssicherung im Schiff zu fixen Kosten
beauftragt habe. Die Beklagte habe ihrerseits für die Seereise die Nebenintervenientin
H. A. A/S beauftragt.

17 Dass sie mit der Nebenintervenientin zu 4) - der H. A. A.S. - eine Ratenvereinbarung ge-
troffen habe, stehe der Beauftragung der Beklagten zu fixen Kosten nicht entgegen. Mit
der Buchung der Seefracht zu festen Kosten sei die Beklagte beauftragt worden, die ih-
rerseits die gesamten Kosten der Beförderung mit der Klägerin abgerechnet habe, und
auch eine Buchungsbestätigung für das MS „G. C.“ übersandt habe (Anlage K 9). Einen
Auftrag der Klägerin an die H. A. A.S. habe es nicht gegeben. Dass die Seefrachtraten
für künftige Verschiffungen vorab verhandelt worden seien, sei im internationalen See-
frachtverkehr üblich. Damit seien jedoch keine konkreten Verschiffungsaufträge verbun-
den. Die Beauftragung der jeweiligen Reederei erfolge nicht durch die Klägerin, sondern
- in diesem Fall - durch die Beklagte.

18 In der Abrechnung der Beklagten seien dann genau die Beträge abgerechnet worden, die
in der Anlage K 2 genannt worden seien. Darauf hätten sich die Parteien verständigt. Zif-
fer 3) der Auftragserteilung sei lediglich missverständlich formuliert; gemeint sei, dass
die Buchung bereits in der vorangegangenen E-Mail beauftragt worden sei, und zwar die
Buchung durch die Beklagte.

19 Dass von der H. A. A.S. ausgestellte Konnossement entfalte auch keine Sperrwirkung,
da die H. A. A.S. im Verhältnis zur Beklagten Unterverfrachter sei, während die Beklagte
selbst als Hauptverfrachter in Anspruch genommen werde.

20 Der Schaden sei durch ein grob leichtfertiges Verhaltens des von der Beklagten mit der
Seereise beauftragten Befrachters verursacht worden. Der Kapitän habe keine verläss-
liche und in sich schlüssige Stabilitätsberechnung und keine hinreichende Ladungssi-
cherung vorgenommen, so dass es im Zusammenspiel mit dem in der Deutschen Bucht
herrschenden schlechten Wetter zu einem erheblichen Ladungsverschub gekommen sei,
der wiederum fast zum Kentern des Schiffes geführt habe. Zwischen der Stabilitätsbe-
rechnung und dem finalen Stauplan gebe es Differenzen. Die Stabilitätsberechnung sei
von einer größeren Anzahl von Ladungseinheiten mit einem geringeren Gesamtgewicht
als im finalen Stauplan ausgewiesen ausgegangen. In seiner „Statement of Facts“ habe
der Kapitän eine Anzahl von Ladungseinheiten angegeben, die weder mit der Stabilitäts-
berechnung noch mit dem Stauplan übereinstimme. Gerade bei den herrschenden Wet-
terverhältnissen sei eine perfekte Stabilitätsberechnung unumgänglich.

21 Es sei davon auszugehen, dass das Schiff bei Ablegen in H. weder see- noch la-
dungstüchtig gewesen sei.

22 Dass die Beklagte den Kran ordnungsgemäß gestaut und gelascht habe, werde bestrit-
ten. Die Beklagte habe zur Art der Sicherung nichts vorgetragen. Das vorgelegte Zer-
tifikat reiche hierfür nicht aus. Ausgestellt worden sei es von dem Kapitän, der der La-



- Seite 4 von 11 -

schung nicht selbst beigewohnt habe, und kein Ladungssicherungsexperte sei. Letztlich
sei das Dokument nur ein Eigenbeleg.

23 In dem Schriftsatz vom 6. November 2019 macht die Klägerin zudem geltend, dass die
Beklagte jedenfalls gegen die Pflicht verstoßen habe, den Kran so zu laden und zu stau-
en, dass vollständiger Schutz vor Seewasser bestehe. Tatsächlich sei der Kran durch in
den Laderaum eintretendes Seewasser umfangreich beschädigt worden.

24 Sie sei weiterhin aktivlegitimiert, da der Schaden durch den Versicherer zwar mittler-
weile unter Berücksichtigung des Selbstbehaltes reguliert worden sei, der Schaden solle
aber weiterhin von ihr geltend gemacht werden. Selbst nach eine Regulierung könne der
Geschädigte den Schaden im Übrigen noch selbst geltend machen.

25 Nach Abschluss der Reparatur des Krans könne der Warenschaden beziffert werden. Der
Sachschaden belaufe sich auf 626.457,33 Euro. Hinzukämen Kosten der Sachverständi-
gen in Höhe von 7.941,45 Euro.

26 Diese Kosten seien erforderlich und angemessen. Die Klägerin bezieht sich auf ein Sach-
verständigengutachten der B. & T. G. M. GmbH vom 11. Dezember 2018 (Anlage K 11).

27 Zur Widerklage macht die Klägerin geltend, dass ein Anspruch auf Erstattung von
Rechtsverfolgungskosten nicht bestehe, da die Beklagte zu Recht in Anspruch genom-
men werde. Zudem werde bestritten, dass der Beklagten Kosten in der geltend gemach-
ten Höhe entstanden seien und diese von der Beklagten ausgeglichen worden seien.

28 Die Klage hat zunächst eine Feststellungsklage mit den Anträgen erhoben,

29 1. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, die Klägerin von sämtlichen
Schäden und Kosten aus Anlass der Beförderung eines L.-Teleskop-Mobilkrans
Typ L.. nebst Zubehör, Chassis Nr.... von H. nach D., geladen auf „G. C., Voyage
20, Abfahrt in H. am 26.12.2016 freizustellen;

30 2. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtetet ist, die Klägerin sowie die Z. In-
surance plc, Niederlassung für Deutschland, Direktion F., als Gesamtgläubiger
von sämtlichen Ansprüchen der Dispacheure K. A. A. & S. Ltd., K. im Zusammen-
hang mit der Havarie Grosse der „G. C.“ vom 26. 12.2016 betreffen die Verschif-
fung eines L.-Teleskop-Mobilkrans Typ L.., Chassis Nr.... nebst Zubehör freizustel-
len.

31 Sie hat sodann beantragt,

32 1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 634.398,78 Euro nebst Zinsen in
Höhe von 5 %-Punkten p.a. seit dem 28.8.2018 zu zahlen,

33 2. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtetet ist, die Klägerin sowie die Z. In-
surance plc, Niederlassung für Deutschland, Direktion F., als Gesamtgläubiger
von sämtlichen Ansprüchen der Dispacheure K. A. A. & S. Ltd., K. im Zusammen-
hang mit der Havarie Grosse der „G. C.“ vom 26. 12.2016 betreffen die Verschif-
fung eines L.-Teleskop-Mobilkrans Typ L.., Chassis Nr.... nebst Zubehör freizustel-
len.

34 Nachdem der Transportversicherer den Schaden reguliert hat, beantragt sie
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35 1. die Beklagte zu verurteilen, an die Z. Insurance plc. Niederlassung für
Deutschland, Direktion F., S. Str. ... ,... F. a. M., € 609.398,79 und an die Klägerin
weitere € 25.000,00 jeweils nebst Zinsen in Höhe von 5 %-Punkten p.a. seit dem
28.8.2018 zu zahlen,

36 2. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtetet ist, die Klägerin sowie die Z. In-
surance plc, Niederlassung für Deutschland, Direktion F., als Gesamtgläubiger
von sämtlichen Ansprüchen der Dispacheure K. A. A. & S. Ltd., K. im Zusammen-
hang mit der Havarie Grosse der „G. C.“ vom 26. 12.2016 betreffen die Verschif-
fung eines L.-Teleskop-Mobilkrans Typ L.., Chassis Nr.... nebst Zubehör freizustel-
len.

37 Die Beklagte beantragt,

38 1. die Klage abzuweisen

39 hilfsweise

40 2. die Klägerin Zug-um-Zug zur Abtretung ihrer Ansprüche gegenüber der Ne-
benintervenientin zu 4), der H. A. AS, unter der B/L... vom 26. Dezember 2016 zu
verpflichten,

41 und widerklagend

42 die Beklagte zur Erstattung vorgerichtlicher Kosten in Höhe von EUR 3.579,50
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszins seit Rechts-
hängigkeit zu verurteilen.

43 Die Klägerin und die Nebenintervenientinnen beantragen,

44 die Widerklage abzuweisen.

45 Die Beklagte macht geltend, dass die Feststellungsklage nicht zulässig gewesen sei, da
die Klägerin eine Leistungsklage habe erheben könne.

46 Sie macht weiter geltend, dass die Klägerin nicht anspruchsberechtigt sei. Anspruchsbe-
rechtigt sei die Z. Insurance plc als Transportversicherer der Klägerin. Ihr seien jedenfalls
konkludent die Ansprüche der Klägerin aus dem streitgegenständlichen Schadensereig-
nis abgetreten worden.

47 Sie - die Beklagte - sei auch nicht passivlegitimiert. Mit dem Seetransport sei sie nicht
beauftragt worden, wie es unter Ziffer 3) des Auftragserteilung ausdrücklich ausgeführt
werde. Auch im Eingangssatz werde auf die Ratenvereinbarung der Klägerin mit der Ree-
derei Bezug genommen. Sie habe die Klägerin mit der Rechnung vom 28. Dezember
2016 auch nur mit den Kosten belastet, die zwischen der Klägerin und der Nebeninterve-
nientin vereinbart worden seien (Anlage B 13). Die Kosten seien nur durchgereicht wor-
den; einen eigenen Verdienst habe sie in die Seefrachten nicht eingepreist. Ihre Aufgabe
habe nur darin bestanden, die streitgegenständliche Sendung gegenüber der Nebenin-
tervenientin versandfertig zu melden.
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48 Jedenfalls sei sie nicht mit der Beförderung, sondern allenfalls als Spediteurin mit dem
Versand des Gutes beauftragt worden; fixe Kosten seien nicht vereinbart worden. Ein
Auswahlverschulden treffe sie jedenfalls nicht.

49 Die Klägerin könne auch deshalb keine Ansprüche gegen sie geltend machen, weil sie
nach dem von der Nebenintervenientin H. A. AS begebenen Konnossements „Shipper“
sei und sie deshalb allein berechtigt sei, Ansprüche gegen die Nebenintervenientin gel-
tend zu machen. Tatsächlich mache die Klägerin den Schaden korrespondierend auch
gegenüber der Nebenintervenientin und dem P & I - Versicherer der Nebenintervenientin
geltend.

50 Schließlich bestreitet die Beklagte, dass das Gut unversehrt zur Beförderung gekommen
sei. Ebenso bestreitet sie die behaupteten Schäden und dass diese bei der Seereise ein-
getreten seien.

51 Jede Haftung sei auch deshalb ausgeschlossen, weil das streitgegenständliche Seeschiff
nicht seetauglich gewesen sei.

52 Die auf dem Schiff befindlichen Güter seien - so auch von ihr der Kran - zureichend ge-
staut und die Gewichte ordnungsgemäß verteilt worden.

53 Schlagseite habe das Schiff bekommen, weil es in der Deutschen Bucht in ein Unwetter
mit bis zu 12 Meter hohen Wellen geraten sei. Dies sei nicht vorhersehbar und nicht ver-
meidbar gewesen.

54 Schließlich sei eine etwaige Haftung auf den Gegenwert von 2 SZR/kg Sendungsgewicht
beschränkt.

55 Hilfsweise erklärt sie gegenüber der Forderung der Klägerin die Aufrechnung mit der mit
der Widerklage geltend gemachten Forderung.

56 Die Beklagte erhebt zudem die Einrede der Verjährung. Sie bestreitet in diesem Zusam-
menhang, dass die Prozessbevollmächtigten der Klägerin zum Zeitpunkt der Erhebung
der Klage von der Klägerin mandatiert waren.

57 Die Beklagte hat den Nebenintervenientinnen zu 1) bis 4) sowie Rechtsanwalt Dr. T. T.
als Insolvenzverwalter über das Vermögen der C. T1 (GmbH & Co. KG mit Schriftsatz
vom 30. August 2018 den Streit verkündet. Die Nebenintervenientinnen zu 1) bis 4) sind
dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten beigetreten. Dem Streitverkündeten Dr. T. ist
die Streitverkündung am 10. Oktober 2018 zugestellt worden.

58 Die Nebenintervenientin zu 1) - A. Versicherungs AG - trägt vor, dass die Ordnungsge-
mäßheit der Stauung und Laschung durch die Beklagte aufgrund des erteilten Zertifikats
(Anlage B 10) feststehe.

59 Die Nebenintervenientinnen zu 2) und 3) bestreiten als Streithelferinnen der Beklagten
deren Passivlegitimation und tragen vor, dass die Beklagte jedenfalls nicht als Fixkosten-
spediteur beauftragt worden sei. Dies ergebe sich schon daraus, dass die Beklagte ein
örtlicher Umschlagbetrieb sei, und keine Reederei betreibe oder als so genannter NVOCC
agiere, und die Klägerin die Raten für den Seetransport selbst ausverhandelt habe.
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60 Sie - die Nebenintervenientin zu 2) - sei Reeder des MS „G. C.“ und habe den Seetrans-
port jedenfalls nicht im Auftrag der Beklagten, sondern im Auftrag der Nebenintervenien-
tin zu 4) ausgeführt.

61 Nach dem Auslaufen des Schiffes sei dieses in äußerst schlechtes Wetter gekommen und
in eine extreme Rollbewegung mit Rollwinkeln von bis zu 45 Grad geraten. Deshalb sei-
en auf einigen Decks Ladungsgüter, u.a. der Kran der Klägerin, in Bewegung geraten.
Dass unzureichende Stabilitätsberechnungen vorgenommen worden wären und diese zu
den extremen Schiffsbewegungen geführt hätten, werde bestritten. Die von der Klägerin
aufgezeigten vermeintlichen Diskrepanzen seien im Ergebnis unerheblich, dies habe ein
Gutachten ergeben (Anlage NI 2-1). Die Nebenintervenientinnen nehmen auf das Gut-
achten Bezug.

62 Die Nebenintervenientinnen tragen weiter zur Höhe eines möglichen Anspruchs vor.

63 Die Nebenintervenientin zu 4) (H. A. A.S.) trägt gleichfalls vor, dass die Beklagte hin-
sichtlich der Seereise nicht als Spediteur zu festen Kosten für die Klägerin tätig gewor-
den sei.

64 Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die eingereichten Schriftsät-
ze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

65 Die Klage und die Widerklage sind zulässig, aber jeweils unbegründet.

66 I. zur Klage

67 Die Klägerin hat einen Anspruch auf Schadensersatz gegen die Beklagte nicht schlüssig
dargelegt.

68 1. Aus §§ 498,501 HGB ergibt sich ein Anspruch gegen die Klägerin nicht. Danach haf-
tet der Verfrachter für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in
der Zeit von der Übernahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht. Die Klägerin
hat jedoch nicht hinreichend dargelegt, dass die Beklagte Verfrachter im Sinne des § 498
HGB ist.

69 Verfrachter ist gemäß § 481 HGB wer sich verpflichtet, das Gut mit einem Schiff über
See zum Bestimmungsort zu befördern und dort dem Empfänger abzuliefern. Dabei
muss der Verfrachter nicht selbst Eigentümer des Schiffes sein, er kann seine Beförde-
rungspflicht erfüllen, in dem er seinerseits mit einem Reeder oder einem anderen Ver-
frachter Beförderungsverträge abschließt.

70 Dass die Beklagte in diesem Sinne Verfrachterin war, die sich gegenüber der Klägerin
zur Beförderung des Krans von H. nach D./ S.- A. verpflichtet hat, ergibt sich aus der Auf-
tragserteilung vom 8. November 2016 jedoch nicht. Danach ist die Beklagte nicht mit
der Beförderung des Krans beauftragt worden, sondern es ist ein „Versandauftrag über
den Transport“ erteilt worden. Dies ist nicht als Beförderungsvertrag auszulegen, durch
den die Beklagten selbst zur Beförderung - ggfs. durch Dritte - verpflichtet gewesen wä-
re, sondern als Speditionsvertrag, durch den die Beklagte verpflichtet worden ist, die
Versendung des Gutes zu besorgen, § 453 HGB. Dass die Klägerin selbst den erteilten
Versandauftrag nicht als Beförderungsvertrag, sondern als Speditionsvertrag verstan-



- Seite 8 von 11 -

den hat, ergibt sich auch aus den vorgerichtlichen Schreiben, in denen darauf hingewie-
sen wird, dass die Beklagte als Fixkostenspediteur hafte. Auch die Nebenintervenientin
H. A. A/S macht geltend, dass sie zu der Beklagten nicht in dem Verhältnis eines Unter-
frachtführers zu dem Hauptfrachtführer stehe, sondern die Beklagte als Spediteurin ein-
geschaltet sei.

71 Der Spediteur haftet für Schäden, die an dem Gut entstehen, das sich nicht in seiner Ob-
hut befindet, nur dann, wenn er gegen seine Pflichten aus § 454 HGB verstößt. Eine sol-
che Pflichtverletzung hat die Klägerin jedoch nicht dargelegt. Insbesondere wird nicht
behauptet, dass die Beklagte gegen die Pflicht verstoßen hat, einen zuverlässigen und
leistungsfähigen Verfrachter einzuschalten. Tatsächlich ist insoweit unstreitig, dass nicht
die Beklagte die Nebenintervenientin H. A. A/S ausgewählt hat, sondern dieses Unter-
nehmen der Beklagten vorgegeben worden ist. Auch sonstige Pflichtverletzungen als
Spediteurin sind von der Klägerin nicht vorgetragen worden.

72 Dass die Beklagte als Fixkostenspediteurin beauftragt worden ist, so dass die Beklagte
nach § 495 HGB die Rechte und Pflichten eines Verfrachters hätte, ergibt sich aus dem
Vorbringen der Klägerin ebenfalls nicht. Die Voraussetzungen hierfür hat die Klägerin,
die sich auf diese Bestimmung beruft, darzulegen und ggfs. auch zu beweisen.

73 Eine Fixkostenabrede i.S.v. § 459 HGB liegt vor, wenn Versender und Spediteur als Ver-
gütung einen bestimmten Betrag vereinbaren, der die Kosten für die Beförderung ein-
schließt. Entscheidend ist, ob sich aus der Art der Vergütungsabrede ergibt, dass der
Spediteur die Beförderung im Wesentlichen auf eigene Rechnung und nicht auf Rech-
nung des Versenders durchführen soll. Ein starkes, in der Regel beweiskräftiges Indiz für
eine von Anfang an getroffene Fixkostenvereinbarung, ist dabei eine Rechnung über ei-
nen Pauschalbetrag.

74 Vorliegend ist ein Pauschalbetrag unter Einschluss der Kosten der Beförderung nach der
Auftragserteilung jedoch weder vereinbart noch in Rechnung gestellt worden. Die Auf-
tragserteilung gliedert vielmehr die einzelnen Kosten auf, nennt die „Umschlagskosten
U.“ und verweist hinsichtlich der Seefracht auf die Ratenvereinbarung zwischen der Klä-
gerin und der Reederei, die mit der Reederei H. vorgegeben war. Dementsprechend hat
auch die Beklagte die einzelnen Kosten in der Rechnung vom 28. Dezember 2016 aufge-
gliedert und der Klägerin als Seefracht die Kosten in Rechnung gestellt, die die Klägerin
in der Auftragserteilung genannt hat. Soweit die Klägerin mit dem Schriftsatz vom 6. No-
vember 2019 einen Auszug aus der Kaiumschlagsvereinbarung mit der Beklagten vorge-
legt hat (Anlage K 16), ergibt sich daraus ebenfalls nicht, dass eine Fixkostenabrede un-
ter Einschluss der Beförderung getroffen wurde. Aus dieser Vereinbarung ergibt sich viel-
mehr, dass Vergütungen für einzelne Leistungen vereinbart werden, auf die wiederum in
der Auftragserteilung Bezug genommen wird (Umschlagskosten U. (gem. Referenz... );
Waschkosten). Die Referenznummer findet sich auch auf der Anlage K 16 eingereichten
Kaiumschlagsvereinbarung. Eine Vergütung hinsichtlich der Kosten der Beförderungen
findet sich dort nicht. Geregelt ist lediglich eine Abfertigungspauschale für FOB Liefe-
rungen und die Regelung, dass diese Abfertigungspauschale nicht berechnet wird, wenn
„U.“ auch mit der Verschiffung beauftragt wird. Dies ist schon deshalb nicht aussagekräf-
tig, weil vorliegend keine FOB-Lieferung vereinbart ist. Zum Beförderungsentgelt selbst
verhält sich der vorgelegte Auszug im Übrigen nicht. Für die Seefracht weist die vorge-
legte Vereinbarung gerade keine ausdrücklich bezifferten Festpreise aus.
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75 Das neue Vorbringen der Klägerin erfordert eine Wiedereröffnung des Verfahrens zur Ge-
währung rechtlichen Gehörs daher nicht.

76 Auch diese Vereinbarung spricht eher dafür als dagegen, dass eine Vergütungsabrede
zwischen der Klägerin und der Beklagten unter Einschluss der Kosten der Beförderung
nicht getroffen worden ist.

77 Für die Frage, ob ein Spediteur zu fixen Kosten beauftragt worden ist, ist unerheblich, ob
der Seefrachtvertrag von dem Spediteur im eigenen Namen abgeschlossen worden ist.
Nach § 454 Abs. 3 HGB schließt der Spediteur die erforderlichen Verträge vom Grundsatz
her im eigenen Namen ab. Dass eine Fixkostenabrede getroffen worden ist, folgt aus
dem Abschluss eines Vertrages im eigenen Namen für sich genommen nicht. Es kann da-
her auch offen bleiben, ob die Beklagte überhaupt - im eigenen Namen - einen Vertrag
mit der Nebenintervenientin H. A. A/S abgeschlossen hat.

78 Die Klägerin hat nicht hinreichend dargelegt, dass die Beklagte als Fixkostenspediteurin
wie ein Verfrachter haftet.

79 2. Ein Anspruch ergibt sich auch nicht aus §§ 461 Abs. 2, 454 HGB bzw. § 280 BGB i.V.
mit einer Verletzung nicht-speditioneller Pflichten. Eine für den Schaden kausale Pflicht-
verletzung hat die Klägerin nicht schlüssig vorgetragen. Nach Ziffer 4) des Auftrages hat
die Beklagte die Pflicht übernommen, dafür zu sorgen, dass die Geräte unter Deck gela-
den „bzw“ so gestaut werden, dass vollständiger Schutz vor Seewasser besteht.

80 Die Beklagte hat mit der Anlage B 10 ein „Certificate of Lashing/Securing Service“ vor-
gelegt, mit dem der Kapitän bestätigt, dass die Sicherung unter der Aufsicht des „ship's
chief officer“ ordnungsgemäß durchgeführt worden ist. Inwiefern diese Bestätigung in-
haltlich unrichtig sein soll und welche Versäumnisse der Beklagten vorgeworfen werden,
die kausal zu einer Beschädigung des Krans geführt haben, wird von der Klägerin nicht
ausgeführt. Aus den vorgelegten Gutachten ergibt sich hierfür nichts. Insbesondere in
dem Gutachten der B. & T. G. M. GmbH, deren Gutachter den Kran am 5. Januar 2017
noch auf Deck 05 besichtigt haben, werden keine Feststellungen zur Ladungssicherung
oder zur ungenügenden Ladungssicherung getroffen.

81 Auch soweit die Klägerin in dem Schriftsatz vom 6. November 2019 geltend macht, der
Kran sei entgegen der vertraglichen Vereinbarung nicht so geladen worden, dass voll-
ständiger Schutz vor Seewasser bestehe, ist damit eine kausale Pflichtverletzung der Be-
klagten nicht hinreichend dargelegt. Die Klägerin nimmt in dem Schriftsatz nicht präzise
auf Ziffer 4) der Auftragsverteilung Bezug. Dort heißt es nicht, dass es der Beklagten ob-
lag, den Kran „so unter Deck zu laden und zu stauen, „dass vollständiger Schutz vor See-
wasser besteht....“, sondern dass die Geräte „kpl. unter Deck geladen, bzw. so gestaut
wird/werden, dass vollständiger Schutz vor Seewasser besteht“. Dass „bzw.“ kann nur
so verstanden werden, dass ein vollständiger Schutz vor Seewasser dann vorzusehen
ist, wenn die Geräte nicht komplett unter Deck geladen werden und deshalb vor Seewas-
ser zu schützen sind. Dass bei einer Verladung unter Deck weiterer Schutz vor einem un-
planmäßigen Eindringen von Seewasser vorgesehen sein muss, ergibt sich daraus nicht.
Auch dieses neue Vorbringen erfordert eine Wiedereröffnung des Verfahrens daher nicht.

82 Die Klage ist vielmehr abzuweisen.
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II.

83 Die Beklagte und Widerklägerin hat keinen Anspruch auf Erstattung vorgerichtlicher
Rechtsanwaltskosten in der geltend gemachten Höhe.

84 Mit dem Betrag von 3.579,50 Euro macht die Beklagte und Widerklägerin Rechtsanwalts-
kosten geltend, die ihr durch die Zurückweisung der Ansprüche durch ihren Prozessbe-
vollmächtigten entstanden seien.

85 Ein Anspruch der Beklagten und Widerklägerin gegen die Klägerin und Widerbeklagte
kann sich insoweit aus §§ 280, 241 Abs. 2 BGB ergeben. Zwischen der Klägerin und Wi-
derbeklagten und der Beklagten und Widerklägerin bestand ein vertragliches Verhält-
nis. Aus diesem Verhältnis ergibt sich die wechselseitige Pflicht zur Rücksichtnahme auf
die Rechte, Rechtsgüter und Interessen der jeweils anderen Partei. Eine Verletzung die-
ser Pflicht aus § 242 Abs. 2 BGB liegt nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes auch in der Geltendmachung unberechtigter Ansprüche (so ausführlich BGH,
Urteil vom 16.1.2009, BGH V ZR 133/08, juris).

86 Die Beklagte und Widerklägerin hat eine Pflichtverletzung der Klägerin und Widerbeklag-
ten in diesem Sinne jedoch nicht dargelegt.

87 Insoweit kommt es entscheidend darauf ab, ob die Klägerin und Widerbeklagte schuld-
haft einen unberechtigten Anspruch geltend gemacht hat, der die Beklagte und Wider-
klägerin berechtigte, sich zur Abwehr dieser Forderung anwaltlicher Hilfe zu bedienen.

88 Diese Voraussetzung liegt nicht vor.

89 Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes handelt der Gläubiger im Fall der
Pflichtverletzung durch eine - objektiv - unberechtigte Geltendmachung einer Forderung
nicht schon dann fahrlässig, wenn er nicht erkennt, dass seine Forderung in der Sache
nicht berechtigt ist. Der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (§ 276 Abs. 2 BGB) entspricht
der Gläubiger vielmehr schon dann, wenn er einen Anspruch für plausibel halten darf.
Bleibt dabei ungewiss, ob tatsächlich eine Pflichtverletzung der anderen Vertragspartei
vorliegt, darf der Gläubiger die sich aus einer Pflichtverletzung ergebenden Rechte gel-
tend machen, ohne Schadensersatzpflichten wegen einer schuldhaften Vertragsverlet-
zung befürchten zu müssen, auch wenn sich sein Verlangen im Ergebnis als unberech-
tigt herausstellt, ansonsten würde die Geltendmachung von Ansprüchen unzulässig er-
schwert werden (BGB a.a.O.).

90 Danach liegt keine schuldhafte Pflichtverletzung vor. Wann ein Speditionsvertrag zu fi-
xen Kosten anzunehmen ist und wann nicht, ist im Einzelfall schwierig abzugrenzen, und
kann auch vorliegend unterschiedlich beurteilt werden. Dass die Klägerin sich auf den
Standpunkt stellt, es liege eine Fixkostenabrede vor, ist nicht vorwerfbar.

91 Auch die Widerklage ist daher abzuweisen.

III.

92 Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92 Abs. 2, 101 ZPO. Die Widerklagforderung ist
verhältnismäßig geringfügig und führt zu keinen höheren Kosten. Die Entscheidung über
die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 ZPO.
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